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1. Bei Kfz-Policen direkt vom Händler aufs Kleingedruckte achten 

 
Es ist mittlerweile fast Standard und klingt oftmals sehr verlockend, wenn 
Autohändler ein Gesamtpaket aus Finanzierung, Wartung und 
Versicherung für das neue Kfz unterbreiten. Haftpflicht und Vollkasko 
werden da schon mal für 20 oder 30 Euro monatlich angeboten, 
zumindest für eine mehrjährige Laufzeit. Das Preis-Leistungs-Verhältnis 
der Versicherungen kann, muss aber nicht überzeugend sein. 
Entscheidend sind die genauen Bedingungen – die viele Autokäufer in der 
Euphorie des Augenblicks nicht so genau anschauen.  
 
Das Verbraucherportal „Finanztip“ hat die Tarife analysiert und kommt zu 
dem Schluss: Sonderangebote lohnen sich meist, wohingegen die üblichen 
Angebote in der Regel teurer sind als bei einem herkömmlichen Abschluss 
über einen Vermittler. Wichtig ist, dass alle relevanten Schadensszenarien 
abgedeckt sind. Oftmals werden in den Autohersteller-Policen grobe 
Fahrlässigkeit oder Marderbiss ausgeklammert. Das kann im Ernstfall 
teuer für den Autobesitzer werden. Daher gilt: Beim Abschluss das 
Kleingedruckte nicht vergessen! 
 
 
2. Globale Verschuldung steigt und steigt 

 
216 Billionen US-Dollar betragen die Schulden von Staaten, Unternehmen 
und Privathaushalten weltweit – ein neues Rekordhoch. Mehr als zehn 
Billionen Dollar kamen allein im ersten Halbjahr 2016 hinzu, wie das 
Institute of International Finance (IIF) errechnet hat. Die Gesamtsumme 
entspricht rund dem 3,25-Fachen der weltweiten jährlichen 
Wirtschaftsleistung. In den reichen Industriestaaten belaufen sich die 
Schulden gar knapp auf das Vierfache des Bruttoinlandsprodukts – vor 
zehn Jahren war es noch rund das Doppelte des BIP. 
 
Schuld ist nicht nur die Niedrigzinspolitik der Notenbanken, sondern auch 

mangelnder Sparwille der Regierungen. Das billige Geld verlockt zur 
ungebremsten Kreditaufnahme, und oftmals fließt das Kapital dann in 
Wirtschaftssektoren, in denen bereits Überkapazitäten herrschen, oder 
kommt gar nicht in der Realwirtschaft an. Experten warnen daher schon 
vor einer neuen Finanzkrise. Mit seinem ausgeglichenen Staatshaushalt 
steht Deutschland weltweit einigermaßen allein auf weiter Flur – die 



Mahnung des EZB-Präsidenten Mario Draghi an die Regierungen der Euro-
Länder, ihre „Hausaufgaben“ zu machen, blieb bislang fruchtlos. 
 
 
3. Sind Leib und Leben weniger wichtig als der Hausrat? 

 
Eine aktuelle Studie des Marktforschungsinstituts Toluna analysiert die 
Versicherungs-Schwerpunkte der Deutschen. Überraschender Befund: 
Materielle Güter wie Hausrat scheinen eine Absicherung eher zu verdienen 
als die eigene Familie. 
 
So verfügen lediglich 26 Prozent der deutschen Haushalte mit Kindern 
über eine Risikolebensversicherung. Und das, obwohl in derselben 
Umfrage nur 41 Prozent der Männer und 51 Prozent der Frauen angaben, 
noch nie in einer lebensgefährlichen Situation gewesen zu sein. Jeder 
Fünfte wird immerhin das Renteneintrittsalter von 67 Jahren nicht 
erreichen. Auch Berufsunfähigkeitspolicen (BU) sind ähnlich dünn gesät; 
von den Single-Haushalten hat sogar nur jeder zehnte eine 
abgeschlossen. Damit liegt der BU-Verbreitungsgrad ähnlich hoch wie der 
von Brillenversicherungen. 
 
Anders dagegen das Bild bei den Sachversicherungen: Eine Hausratpolice 
haben 67 Prozent der Befragten im Versicherungsordner. Auf einen 
höheren Wert (69 Prozent) kommt nur die Kfz-Police.  
 
 
4. Ruhestand im Ausland: Das ist zu beachten 

 
Immer mehr Deutsche möchten ihren Lebensabend unter Palmen 
verbringen, wo die Lebenshaltungskosten praktischerweise oft auch 
niedriger liegen als hierzulande. 1,75 Millionen Renten überweist die 
gesetzliche Rentenversicherung derzeit ins Ausland. Der Wegzug in ferne 
Gefilde birgt allerdings einige Fallen; wer mit einer Auswanderung 
liebäugelt, sollte sich daher gut vorbereiten. 
 

Vor einer dauerhaften Umsiedlung in ein Land außerhalb der EU sollte 

zunächst geklärt werden, ob die Rente auch ungemindert dorthin fließt. 
Wenn sie beispielsweise Beitragszeiten nach dem Fremdrentengesetz 
einschließt, kann das ebenso fraglich sein wie bei einer 
Erwerbsminderungsrente, die nicht nur aus medizinischen Gründen 
geleistet wird. Bei Überweisungen außerhalb des Euroraums sollte man 
eventuelle Wechselkursschwankungen und Gebühren einkalkulieren. 



Zudem muss aus vielen Ländern jährlich eine Lebensbescheinigung 
eingereicht werden, damit der Zahlungsfluss nicht gestoppt wird. Vorsicht 
bei Riester-Renten: Wer sich außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) niederlässt, muss die erhaltenen staatlichen 
Zulagen und Steuervorteile zurückzahlen. Wichtig ist auch die 
Steuerfrage: Die Rente wird entweder in Deutschland oder – bei 
vorhandenem Doppelbesteuerungsabkommen – im neuen Heimatland 
besteuert. Schließlich sollte man sich auch über den 
Krankenversicherungsschutz informieren, der gemeinhin nur in Europa 
weiterhin gilt. 
 

 

5. Schon den Versicherer gelikt? 

 
Soziale Netzwerke und Versicherer werden traditionell eher nicht in einem 
Atemzug genannt. Eine neue Studie zeigt aber, dass die Assekuranz auf 
Facebook & Co. auf dem Vormarsch ist.  
 
199 der 210 untersuchten Versicherer sind auf insgesamt 28 Social-Media-
Plattformen präsent, wo sie zusammengenommen 953 Accounts 
betreiben. Spitzenreiter ist kaum verwunderlicherweise Facebook, wo die 
Unternehmen bereits 3,8 Millionen Follower versammelt haben. Der 
monatliche Zuwachs von 60.000 Followern zeigt, dass die Versicherer 
offenbar irgendetwas richtig machen. Auch YouTube wird als 
Kommunikationskanal immer wichtiger für die Assekuranz, die dort bereits 
157 Accounts betreibt. Mit 136 Versichererauftritten steht das 
Businessnetzwerk Xing ebenso im Fokus der Branche. Auch die neuen 
Sterne unter den Social Media, Instagram und Snapchat, werden bereits 
von der Assekuranz bespielt. Auf Instagram gibt es schon 39 Versicherer-
Accounts. 
 
 
6. Zeit für mehr Finanzwissen 

 
Baden-Württemberg hat zum Schuljahresbeginn als erstes Bundesland das 
Fach Wirtschaft eingeführt (offiziell: „Wirtschaft/Berufs- und 

Studienorientierung“). Damit findet eine seit vielen Jahren nicht nur von 
Ökonomen erhobene Forderung endlich ihre Umsetzung.  
 
Wie dringend nötig mehr Bildung auf diesem Gebiet ist, illustriert eine 
bundesweite Umfrage unter 1.600 Jugendlichen: Rund 22 Prozent 
bezeichnen ihr Finanzwissen als „mangelhaft“ oder „ungenügend“. Ein 



„sehr gut“ erteilen sich lediglich 5 Prozent. Im Schnitt bewerten die 
Jugendlichen ihre diesbezüglichen Kenntnisse mit einer 3,4 (nach 
Schulnoten). Den Begriff „Rendite“ können nur 43 Prozent der 
Jugendlichen erklären. 
 
Konsequenterweise würden es 95 Prozent der Befragten begrüßen, wenn 
„Finanzwissen“ als Schulfach in der Breite eingeführt würde. Man darf 
hoffen, dass die 15 verbleibenden Bundesländer den Ruf hören. 
 
 
7. Wie die deutschen Autohalter 600 Millionen Euro jährlich sparen 

könnten 

 
Die jährliche Kfz-Versicherungs-Wechselsaison ist in vollem Gange, 
zahlreiche Autohalter sehen sich nach günstigeren oder leistungsstärkeren 
Tarifen um. Ein Kostenfaktor gerät dabei leicht aus dem Blick: das 
Zahlungsintervall. 
 
Der durchschnittliche Autobesitzer zahlt 400 Euro pro Jahr für seine Kfz-
Versicherung. Nicht allen ist bewusst, dass es deutlich weniger sein 
könnte: Wer einmal im Jahr im Voraus seine Prämie entrichtet, fährt am 
günstigsten. Denn die Versicherer verlangen für monatliche oder Quartals-
Zahlung in der Regel einen Aufschlag von 8 Prozent, bei halbjährlicher 
Zahlung 3,4 Prozent. Würden alle deutschen Versicherungsnehmer auf 
jährliche Zahlung umstellen, könnten sie damit satte 600 Millionen Euro 
pro Jahr sparen. Bisher nutzt nur rund jeder zweite Autobesitzer diese 
Sparoption. Da bei einer Kündigung der Versicherung oder einem 
Fahrzeugwechsel Restbeträge erstattet werden, gibt es dabei keinerlei 
Risiko für den Autohalter. 
 
 
8. Diese Risikofaktoren begünstigen Altersarmut 

 
Seit 2003 hat sich die Zahl der Grundsicherungs-Empfänger unter den 
Rentnern in Deutschland mehr als verdoppelt, von 258.000 auf 536.000. 
Die Hans-Böckler-Stiftung hat nun untersucht, was die Erwerbsbiografien 

der von Altersarmut Bedrohten kennzeichnet.  
 
Es gibt im Wesentlichen zwei Risikogruppen: familienorientierte Frauen 
und Selbstständige. Erstere haben oft große Lücken in ihrer 
Erwerbsbiografie, weil sie sich Kindern und Haushalt gewidmet haben. 
Viele der „Aussteigerinnen“ können im Anschluss nicht mehr richtig im 



Erwerbsleben Fuß fassen und üben Mini-Jobs oder vergleichbar niedrig 
entlohnte Teilzeittätigkeiten aus. Die Selbstständigen wiederum verlassen 
in der Regel die gesetzliche Rentenversicherung und setzen stattdessen 
auf renditestärkere, private Vorsorgeformen. Oftmals kommt es im Verlauf 
der Geschäftstätigkeit aber zu Liquiditätsengpässen, in deren Zuge das 
angesparte Vermögen aufgelöst oder verpfändet wird. Daneben 
unterliegen auch „Gastarbeiter“ der ersten Generation wie auch 
Spätaussiedler einem erhöhten Altersarmutsrisiko, ebenso wie Menschen 
mit vielen Brüchen in ihrer Berufslaufbahn. 


